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lungen und Praxishinweisen
hrsg. vom Städtetag Baden-Württem­
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GmbH und der Hochschule für öffent­
liche Verwaltung Kehl, Schriftleiter: 
Professor Dr. Michael Frey, bearbeitet 
von Dr. Ulrich Derpa, Professor Dr. 
Michael Frey, Professor Dr. Gerd 
Hager, Dr. Till Jenssen und Andreas 
Rettenmeier 
2019, 194 Seiten, €45,- 
Energiewende in Kommunen, Band 2 
ISBN 978-3-415-06467-6

Leseprobe unter
www.boorberg.de/9783415064676

Der Leitfaden bietet Kommunen und 
Vorhabenträgern einen umfassenden 
Einblick in die komplexen Zusammen­
hänge von Planung, Finanzierung, Ren­
tabilität und Realisierung von Wind­
energieanlagen.

Die Autoren erläutern u.a. diese Themen: 
Technische und energiewirtschaft­
liche Rahmenbedingungen

■ Genehmigung von Windenergie­
anlagen

■ Planung von Standorten für Wind­
kraftanlagen

■ Rentabilität von Windenergieprojekten
■ Kommunen als Moderator und Ver­

mittler widerstreitender Interessen
■ Typische Aspekte und Argumente der 

Windenergiediskussionen vor Ort

In einem gesonderten Abschnitt sind 
zwei Beispiele für gut umgesetzte 
Windenergievorhaben auf Waldstand­
orten dargestellt (Best Practice).
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Kommunalverwaltung
Fachzeitschrift für die kommunale Praxis
Herausgeber
Jürgen Arndt, Itd. Regierungsdirektor, Landesverwaltungsamt; Klaus-Dieter Kell­
ner Bürgermeister; Axel Schneider, Vorsitzender der Verwaltungsgemeinschaft 
Nordkreis Weimar; Steffen Linnert, hauptamtlicher Dozent
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AKTUELL

Migrationspaket ist 
Fehlleistung

Der Thüringer Migrationsminister Dieter Lau- 
inger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) hält das 
Migrations-Paket der Bundesregierung, das am 
Freitag im Bundesrat beschlossen werden soll, 
für eine Fehlleistung.

„Die große Koalition suggeriert mit dem 
vorgelegten Entwurf Handlungsfähigkeit. Tat­
sächlich aber sind die Überschriften und die 
Formulierungen besser als der Inhalt“, sagt Lau- 
inger. „Humanität und Rechtstaatlichkeit sind 
der GroKo aus Angst vor der AfD verloren ge­
gangen. Stattdessen versucht die Bundesregie­
rung noch stärker, sich die populistischen For­
derungen zu eigen zu machen.“ So soll im 
Staatsangehörigkeitsgesetz eine deutsche Leit­
kultur eingeführt werden. Menschen mit meh­
reren Staatsangehörigkeiten würden der dauer­
haften Gefahr ausgesetzt, bei Gesetzesverstößen 
nicht nur strafrechtlich sanktioniert zu werden, 
sondern auch die deutsche Staatsangehörigkeit 
zu verlieren.

„Auch beim Einwanderungsgesetz fehlt der 
Mut, Deutschland zukunftsfähig zu gestalten“, 
so Lauinger. „Es wird kaum Fachkräfte anlo­
cken, da zum Beispiel die Hürden für Sprach- 
kenntnisse und die Anerkennung von Abschlüs­
sen viel zu hoch sind. Eine Potentialeinwande- 
rung und ein modernes Punktesystem sucht 
man vergebens.“ Auch beim Gesetz über Dul­
dung bei Ausbildung und Beschäftigung hält 
sich der Gestaltungswille in Grenzen. „Nicht 
nur NGOs haben auf eine Regelung zum soge­
nannten Spurwechsel gewartet. Auch die Wirt­
schaft braucht dringend Sicherheit für potenti­
elle Auszubildende, welche einen Teil der freien 
Stellen besetzen könnten. Aber: Fehlanzeige.“

Für völlig verfehlt hält Lauinger das Asylbe­
werberleistungsgesetz: „Ich kann es nur als Mo­
gelpackung bezeichnen. Wo bitte ist die Erhö­
hung der Regelsätze, von der alle Leistungsbe­
rechtigten auch tatsächlich messbar 
profitieren?“ Bei fünf von sechs Regelbedarfs­
stufen würde der Betrag durch die „Inflations­
anpassung“ unter dem Strich nicht einmal stei­
gen, sondern fallen oder gleich bleiben. „Dane­
ben hebt des sogenannte Geordnete-Rückkehr-

Gesetz die Trennung von Strafhaft und Abschie- 
begewahrsam auf. Ein klarer Verstoß gegen Eu­
roparecht. Zudem ist es für mich unvorstellbar, 
dass eine Mehrheit will, dass wir Kinder neben 
Mördern unterbringen“, sagt Lauinger.
„Ebenso wenig will ich mir vorstellen, dass wir 
Menschen das Existenzminimum auf null kür­
zen, damit sie Deutschland verlassen.“
(Quelle: Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und 
Verbraucherschutz, Medienoformation Ml 40/2019 
vom 26.06.2019)

Arbeitsministerin Werner: 
„Langzeitarbeitslosigkeit ist in 
Thüringen gegen den 
Saisontrend zurückgegangen"

Auch in Thüringen ist im Juli die Arbeitslosig­
keit saisonbedingt leicht angestiegen. Darauf 
macht heute in Erfurt Arbeitsministerin Heike 
Werner (DIE LINKE) aufmerksam. Die Arbeits­
losenquote lag im Juli im Freistaat bei 5,2 Pro­
zent und damit um 0,1 Prozent höher als im 
Vormonat. Ende Juli waren 58.117 Frauen und 
Männer in Thüringen arbeitslos gemeldet.

Der leichte Anstieg resultiert zum einen aus 
der typischen Wechselsituation zwischen Schul­
jahresende und Ausbildungsbeginn bei jungen 
Menschen. Auch eine aktuell etwas verhaltenere 
Fach- und Arbeitskräftenachfrage der Unter­
nehmen aufgrund der konjunkturellen Eintrü­
bung spielt eine Rolle.

Trotz dieses Trends ist die Langzeitarbeitslo­
sigkeit in Thüringen weiter zurückgegangen. 
Der Rückgang zum Vormonat (Juni 2019) be­
trägt 1,3 Prozent, der Rückgang zum Vorjahres­
monat (Juli 2018) sogar 13,7 Prozent. Ende Juli 
gab es in Thüringen 17.992 Langzeitarbeitslose, 
2.850 weniger als vor einem Jahr. Ministerin 
Heike Werner fuhrt das auf die verstärkten An­
strengungen im Rahmen der Arbeitsförderpro­
gramme des Landes zurück. Auch das von Thü­
ringen immer wieder geforderte und inzwi­
schen auf Bundesebene in Kraft getretene 
Teilhabechancengesetz mit den entsprechenden 
Fördermöglichkeiten wirke sich aus.

Ministerin Werner sagte: „Die Gesamtent­
wicklung des Arbeitsmarktes in Thüringen ist 
nach wie vor solide. Ich gehe davon aus, dass 
wir ab September auch wieder eine positive Be­
wegung bei den angebotenen Stellen und eine
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